
Aktenzeichen:

1931 &??Z/éL
I m N a m e n d e s V o l k e s

In dem Rechtsstreit

Verkündet

am 20; August 1964
. c 0 . 0 o . | . 0 . . . 0 u o . D ' 0 0 o . ,

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

Beklagten und Revisionsbeklegteny

hat der 10. Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 20. August 1964,

3 an der mitgewirkt haben
-i

Senatspräsident Dr. T e s m e r
als Vorsitzender,

Bundesriehter S a u t t e r

und Bundesrichter Dr. B r o c k c
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter R e u t c r

und Bundessozialriehter Wirschinger ’
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 25. April

1962 wird zurückgewieseno

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Von Rechts wegen.
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Im November 1948 stellte der Kläger Antrag auf Versorgung

wegen eines Steeksehusses in der Schulter, Splitter im

linken Knie, Grenatsplitter rechte Gesäßseite und eines

Durchschusses durch die rechte Hand" Er wurde daraufhin

von einem Chirurgen, einem Internisten, einem Neurologen

und einem Augenfacharzt untersucht, Auf internistischem

Gebiet konnte Dr° h:%3revon Weinertsgrün in seinem Gutach—

ten vom 13. Juni 1950 keine Gesundheitsstörungcn feststel-

_len, die auf schädigende Einflüsse des Wehrdienstes
zu-

rückzuführen wären. Auch der Neurologe Dr. L?■■”kä■ in

seinem Gutachten vom 15° Juni 1950 zu dem Ergebnis, daß

auf seinem Fachgebiet keine Erscheinungen bestehen, die

als Wehrdienstbeschädigung aufgefaßt werden könnten, Die

Untersuchung durch den Augenarzt Dr. Stekeceem=vcm 13° Juni

1950 ergab einen mäßigen, aber offenbar chronischen Reiz—

zustand an der Bindehaut, der nach Angabe des Klägers wäh—

rend des Wehrdienstes aufgetreten sein soll° Dieser Gut—

aehter hielt für wahrscheinlich, daß eine Neigung zu Binde—

hautentzündung Wehrdienstbeschädigung ist, die jedoch die

Erwerbsfähigkeit nicht mindere° Der Facharzt für Chirurgie

Dr° ‘r:%z=£gäf-stellte in seinem Gutachten vom 12. Juni 1950

einen IG—Steckschuß in den Weichteilen der linken Schulter

mit leichter Bewegungsbeschränkung im Sehnltergelenk, nar-

bige Beugekontraktur am rechten Daumengrundgelenk nach Gra—

natsplitterdurchschuß, belanglose Narben am rechten Gesäß

sowie an beiden Kniegelenken fest und schätzte die Minde—

rung der Erwerbsfähigkeit (MdB) für diese auf den Wehrdienst

zurückzuführenden Gesundheitsstörungen auf 20 voH. Der

Prüfarzt Dr„ 0+#rtms=hielt jedoch eine MdB um 50 V.H° für

vertretbar, weil leichte Funktionsbehinderungen an der lin—

ken Schulter und an der rechten Hand vorlägen und gewisse

Narbcnbeschwcrden glaubhaft erschienen° Durch Bescheid vom
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70 Dezember 1950 erkannte das Versorgungsamt (VersorgA)

Regensburg als Leistungsgründe nach dem Gesetz über Lei—

stungen an Körperbeschädigte (KBLG i.S„ der Entstehung
”InfoGesehoß—Steekschuß in den Weiehteilen der linken Schul—

ter mit leichter Bewegungsbehinderung im Sehultergelcnk,

narbige Beugekontraktur im rechten Daumengrundgelenk nach

Durchsehuß‚ belanglose Narben am rechten Gesäß und an den

beiden Kniegelenken ohne Funktionsbehinderungen, Neigung

zu Bindehautentzündung" an und gewährte Rente nach einer!

manum30 v„nc vom1„ November1948an. DurchBescheid '
vom 130 Kärz 1951 wurden die nach dem KBLG anerkannten

Leistungsgründe ohne ärztliche Naehuntersuchung als Schü—‘

digungsfolgen nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) so—

wie die MdB um 30 v.,H° ab 1° Oktober 1950 übernommenoi

Gegen den KDLG—Eeseheid vom 7, Dezember 1950 legte der Klä—

ger Berufung beim Oberversicherungsamt (OVA) Landshut ein°

Das OVA hört zunächst in der mündlichen Verhandlung am
70 Februar 1952 Dr„ vo G;£iw=als Terminssaehverständigen,

der die Schätzung der MdB durch den Prüfarzt Dro Ossä=%F

auf 30 v„he als wohlwollend ansah, weil nach der Beurtei-

lung der im Juni 1950 gehörten Fachärzte die MdE lediglich

20 v„Ho betragc° Im Hinblick darauf, daß der Kläger noch

Leberbesehwerden als Sehädigungsfolge geltend machte, holte

das OVA ein Gutachten des Versorgungskrankenhauses Bayreuth

vom 160 April 1952 ein° Die Sachverständigen Prof„ Dro
Här£wmérund Oberarzt Dr° Sehwméä=konnten hinsichtlich der

bisher anerkannten Verletzungsfolgen keine wesentliche Bes—

serung feststellen° Sie schätzten die MdB weiterhin auf

30 VOHO und führten ferner aus, daß die nunmehr von dem

Kläger geltend gemachten Beschwerden im Bereich des Bauehes

nicht objektivierbar seien, da sämtliche durchgeführten

Leberfunktionsprüfungen sowie eine Darstellung der Gallen—

blase und der Magen—Darm—Passage keinen pathologischen Be—

fund ergeben hätten, der auf eine Erkrankung der Leber oder
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Galle schließen ließe° Durch Urteil vom 14. Juli 1952 wies

das OVA Landshut auf Grund der erhobenen Gutachten die Be—

rufung des Klägers gegen die Bescheide des VersorgA Regens—

burg vom 7° Dezember 1950 und 15° März 1951 zurück und führ—

te zur schädigungsbedingten MdB des Klägers aus, daß sie

50 V„H° betragen

Bei einer Nachuntersu0hung am 22° Juni 1954 kam der Versor—

gungsarzt Dr° @äéännüm-zu der Beurteilung, daß seitens der

Augen eine Wehrdienstbeschädigung nicht vorliege und die

Anerkennung insoweit zu Unrecht erfolgt sei. Die Funktione—

störung am rechten Daumen sei geringfügig; die Narben im

Bereich der rechten Hand, über dem linken Schultcrblatt‚

unter dem rechten Beckenkamm, der rechten Kniekehle und

über dem linken Kniegelenk seien belanglos; der Splitter

in den Weichteilen des linken Schultcrblatts sei reizlos

eingeheilt; die Hebung des Armes im linken Schultergelenk

erfolge selbsttätig bis 140 Grad und sei fremdtätig frei°

Die Veränderungen im Bereich des linken Schultergclenks

bedingten für sich allein eine MdB unter 10 v.H° Die Ge—

samt—MdB könne'scmit auch unter Berücksichtigung des Be—

rufes nur auf 20 V.H° geschätzt werden° Mit Bescheid vom

150 Juli 1954 erkannte das VersorgA die bisherigen Schädi—

gungsfolgen weiterhin an, entzog aber die Rente mit Ablauf

des Monats August 1954 wegen einer in den anerkannten Ge—

sundheitsstörungen eingetretenen wesentlichen Besserungc

Der Widerspruch des Klägers hatte keinen Erfolg (Bescheid

des LVersorgA Bayern vom 20° Januar 1955)°

Auf die Klage hat das Sozialgericht (SG) Regensburg in der

mündlichen Verhandlung vom 250 März 1957 Dr° v„_Gr■■reals

gerichtlichen Sachverständigen gehört, der ausgeführt hat,

daß die in dem Gutachten des Dr° Graßinger angegebenen Be-

funde‚ die durch Röntgenuntersuehungen bekräftigt seien,

vollständig den Befunden in den Gutachten vom Juni 1950
...»

...5■

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 5 _ ‘\ '
. ‘

entspräiehen° Von den untersuchenden Ärzten sei die MdB so-

wohl im Jahre 1950 als auch im Jahre 1954 auf 20 v.Ho ge—
schützt werden; lediglich der Prüfarzt habe im Jahre 1950

die M‘E auf 50 V.H„ erhöht° Es sei eine rein juristische

Frage, ob die MdB heute ohne nachweisbare Befundänderung

herabgesetzt werden könne° Durch Urteil vom 250 März 1957

hat das SG Regensburg unter Aufhebung des Widerspruchsbe—

seheides vom 20° Januar 1955 und in Abänderung des Beschei—

des des VersorgA Regensburg von 15° Juli 1954 den Beklag—

ten verurteilt, dem Kläger ab 1° September 1954 für die
anerkannten Schädigungsfolgen Rente nach einer MdB um

25 V‚H„ zu gewähren° Es hat zur Begründung ausgeführt,

daß eine wesentliche Besserung in den anerkannten Schädi—

gungsfolgcn nicht eingetreten und die MdB in dem Gutach—

ten des Versorgungskrankcnhauses Bayreuth vom 160 April

1952 mit 30 V„H„ bewertet worden sei° Da die Schädigunge—

folgen nach der Bescheinigung des Dr° Wéan3ew=vom 26° No—

vember 1954 eine nicht unerhebliehc Erwerbsminderung des

Klägers bedingten, habe es die Kammer für angemessen ge—

halten, dem Kläger vom 10 September 1954 an eine MdB um

25 V„H„ zuzuoprcehen°

Gegen dieses Urteil hat der Beklagte Berufung eingelegto

Im Eerufungsvcrfahren hat der Kläger noch eine weitere

Bescheinigung des behandelnden Arztes Dr° 3#&#%ws=vom

19° Januar 1962 eingereicht, in der dieser Arzt auf die

Behinderung des Klägers bei der Arbeit in seiner Land—

wirtschaft hingewiesen und zur MdB ausgeführt hat, diese

Behinderungen setzten die Erwerbsfähigkeit des Klägers

auf etwa 35 V„Ho herab° Mit Urteil vom 25° April 1962

hat das Bayerische Landessozialgericht (LSG) auf die
Berufung des Beklagten das Urteil des SG Regensburg vom

250 März 1957 aufgehoben und die Klage gegen den Bescheid

des VersorgA Regensburg vom 150 Juli 1954 abgewiesen; es

_ 6 _
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hat die Revision zugelassen. Das DSG ist der AuffasSung,

daß der angefochtene Bescheid vom 15° Juli 1954 mit Recht
auf 5 86 Abs° 3 BVG gestützt werden könne, da der Umaner—
kennungsbescheid vom 130 März 1951 ohne ärztliche Naehun—

tersuchung ergangen sei. Darin, daß im Laufe des Beru—

fungsverfahrens alten Rechts vor dem früheren OVA Landshut

ein gerichtsärztliches Gutachten des Dr. v, ä?#vzund ein

Gutachten des Versorgungskrankenhauses Bayreuth erstattet

worden seien, könne eine ärztliche Nachuntersuchung LS°

des 5 86 Abs, 3 BVG nicht erblickt werden. Diese Gutach—

ten seien ausschließlich zu dem Zweck eingeholt werden, dem

OVA eine Nachprüfung des auf höhere Rente und die Fest—

stellung eines Leidens an den Verdauungsorganen als Schä—

digungsfolge gerichteten Berufungsbegehrens des Klägers

zu ermöglichen, während der Beklagte auf Grund des Unen—

erkennungsbescheides bereits an die Zuerkennung der Grund—

rente nach einer MdB um 30 v.H„ für die Zeit vom 10 Okto—

ber 1950 an gebunden gewesen sei, Die zutreffend auf 5 86

Abs, 3 BVG gestützte Entziehung der Rente sei gerechtfer-

tigt, da sie nicht von einer wesentlichen Änderung der Ver—

hältnisse i.S„ des 5 62 BVG abhängig sei° Nach den einge—

holten Gutachten seien die Narben belanglos und die Funk—

tionsstörungen am rechten Daumen sowie im Bereich des rech—

ten Sehultergelenks geringfügig° Eine Erhöhung der ärztli—

cherseits mit 20 v.H° bewerteten MdB nach 5 30 BVG sei

auch unter dem Gesichtspunkt einer besonderen Betroffen—

heit im Beruf nicht möglich, weil weder dem Vorbringen

des Klägers noch den hausärztlichen Zeugnissen ein Hinweis

dafür zu entnehmen sei, daß seine berufliche Entwicklung

durch die Schädigungsfolgen ungünstig beeinflußt werden

wäre
„

Gegendas ihm am29, Mai 1962zugestellte Urteil des LSG
hat der Kläger mit Schriftsatz vom 1. Juni 1962, beim Bun—

dessozialgericht (BSG) eingegangen am 40 Juni 1962, Revié

sion eingelegt und beantragt,

_ 7 _
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das angefochtene Urteil aufzuheben und die Beru—

fung des Beklagten gegen das Urteil des SG

Regensburg von 25° März 1957 zurückzuwcisen;

hilfsweise, unter Aufhebung des angefochtenen

Urteils die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen.

Der Kläger hat innerhalb der bis zum 29° August 1962 ver—
längerten Begründungsfrist die Revision mit Schriftsatz

von 23° August 1962, der am 24° August 1962 beim BSG ein—

gegangen ist, begründet. Er rügt lediglich eine Verlet—

zung des % 86 Abs„ 3 BVG und trägt hierzu vor, daß die

im früheren Eerufungsverfahren vor dem OVA Landshut
}durchgeführten Untersuchungen und Begutachtungen durch

die Sachverständigen Dr. v„ Ge*%?zund Prof„ Dr„ Rä€?=sé=

im Rahxen dieser Vorschrift nicht unberüeksichtigt blei—

ben dürften, weil hier ärztlicherseits zur Frage des

Grades der MdB sowohl nach dem KBLG als auch nach dem BVG

gutechtlich Stellung genommen werden sei° Die "Feststel—

lung" der Rente LS° des 5 86 Abs„ 3 BVG sei hinsichtlich

des in das Berufungsverfahren einbezogenen BVG-Beseheides

erst durch das rcchtskrüftige Urteil des OVA Landshut vom

14° Juli 1952 erfolgt, dem die Gutachten vom 7. Februar

und 16° April 1952 zugrunde gelegen hätten° Die gericht-
liche Entscheidung nach voraufgegangener ärztlicher Nach—

untersuchung sei somit die maßgebliche "Feststellung"

i„S° des 5 86 Abs° 3 BVG„ Diese Vorschrift, die auf die
Beseitigung offenbarer Fehler und Irrtümer bei der ohne

ärztliche Überprüfung erfolgten Umanerkennung abziele,

könne daher im vorliegenden Falle keine Anwendung finden"

Der Beklagte beantragt,

die Revision gegen das Urteil des Bayer° LSG

vom 25„ April 1962 als unbegründet zurückzu—

weiseno

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Er weist darauf hin, daß die erste Feststellung der Rente

nach dem BVG nicht durch das rechtskräftige Urteil des OVA

Landshut vom 14° Juli 1952, sondern durch den Umanerken_

nungsbescheid vom 13„ März 1951 erfolgt sei° Das Urteil

des OVA vom 14° Juli 1952 sei kein Feststellungsbescheid
nach dem BVG, da damit eine Rente nach dem BVG nicht fest—

gestellt worden sei, vielmehr sei durch dieses Urteil die

auf Erlangung einer höheren Rente gerichtete Berufung al—

ten Rechts zurückgewiesen worden; der ohne ärztliche Nach—

untcrsuchung unter Übernahme des Leistungsgrundes und des

Grades der MdB ergangene Umanerkennungsbescheid vom 130

März 1951 sei dabei unangetastet geblieben° Es sei ab—

wegig, neben dem unverändert weiterbestehenden Umanerken—

nungsbcscheid vom 13. März 1951 in dem Urteil vom 14. Juli

1952 einen zweiten solchen Bescheid zu erblicken. Die Vor—

aussctzungen des 5 86 Abs° 3 BVG seien somit im vorlie—

genden Falle gegebene "

Die durch Zulassung statthafte Revision des Klägers (@ 162

Abs„ 1 Nr° 1 Sozialgerichtsgesetz —SGG—)ist form— und
fristgerecht eingelegt und begründet werden (65 164, 166

SGG); sie ist daher zulässig„

Die Revision ist jedoch nicht begründet°

Der Kläger rügt lediglich eine Verletzung des @ 86 Abs„ 3

BVG durch das LSG° Nach dieser Vorschrift ist, soweit die

Rente Beschädigter nach dem BVG ohne ärztliche Nachunter-

suchung unter Übernahme des bisher anerkannten Grades der

MdB festgestellt wird, eine spätere Neufeststellung der

Rente binnen vier Jahren nach Inkrafttreten des BVG nicht

von einer wesentlichen Änderung der Verhältnisse i.S„ des

5 62 Abs„ 1 BVG abhängig° Wie der erkennende Senat bereits

in seinem Urteil vom 4" Februar 1959 dargelegt hat (vgl°

SozR BVG @ 86 Bl. Ca 3 Nro 5), soll die Verwaltung nach

dem Sinn und Zweck des @ 86 Abs° 3 BVG die Möglichkeit

haben, Fehler zu
beseitigen, die bei der Umanerkennung

dadurch entstanden sind, daß die Verwaltung im Interesse

_9_
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des Beschädigten zunächst ohne erneute ärztliche Unter—'j

suchung im Umanerkennungsbescheid einen Leidenszustand

des Besehädigten unterstellt hat, wie er in dem vor dem'

Inkrafttreten des BVG ergangenen Bescheid anerkannt war
(vgl° hierzu auch BMA in BVBl 1955 8° 171 Nr„ 105)° Im
vorliegenden Falle ist der Umanerkennungsbeseheid vom

13„ März 1951, wie der Kläger nicht bestreitet, ohne

ärztliche Iachuntersuchung unter Übernahme der bisher nach

dem KELG anerkannten Gesundheitsstörungen und der MdB um

30 V„Ho ergangene Der Kläger ist nun der Auffassung, die

"Feststellung" der Rente i.‚s° des © 86 Abs° 5 BVG sei erst

durch das reehtskräftige Urteil des OVA Landshut vom

14° Juli 1952 erfolgt„ Diese Auffassung kann schon des—

wegen nicht zutreffen, weil dem Kläger "durch den Umaner—

kernungsbeseheid vom 13„ Kärz 1951" eine Rente nach dem

BVG auf Grund einer MdB um 30 V.H° gewährt werden ist°

Der Kläger meint jedoch offenbar, der Beklagte sei durch

das Urteil des OVA Landshut vom 140 Juli 1952, dem die

Gutachten des Dr° v„ Geätr=vom 7° Februar 1952 und des

Versorgungskrankenhauses Bayreuth von 16° April 1962

zugrunde gelegen haben, daran gehindert, die Rente ' ;

ohne eine wesentliche Änderung der Verhältnisse i‚so

des 5 62 BVG durch den angefochtenen Bescheid vom
15° Juli 1954 zu entzieheno

Es trifft allerdings zu, daß die Versorgungsverwaltung

an die Rechtskraft eines Urteils gebunden ist und, so—
weit die Rechtskraft dieses Urteils reicht, einen frühe—

ren Verwaltungsakt‚ der denselben Sachverhalt betrifft,

nicht mehr zurücknchmcn kann" Dies ergibt sich aus dem :
Wesen der Rechtskraft° Das BSG hat daher entschieden,

daß die Anerkennung eines Leidens als Schädigungsfolge

nicht nach 5 41 des Verwaltungsverfahrensgesetzes durch

einen Eerichtigungsbescheid zurückgenommen werden kann?

wenn die Versorgungsvcrwaltung bereits verurteilt werden,

war, dieses Leiden weiterhin als Schädigungsfolge anzu—

erkcnnen (vglo BSG 15, 248)° Weiter hat das BSG zu

_10...
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5 1293 Abs° 2 der Reichsversicherungsordnung (RVG) aF ent—

schieden (BSG 11, 231), daß die Rente nach dieser Vor—
.schrift nicht entzogen werden kann, wenn der Versicherungs—

träger rechtskräftig zur Rentenzahlung verurteilt werden

ist° Nach 5 1295 Abso 2 BVD aF war die Entzichung einer
Invalidenrcnte auch ohne Feststellung einer wesentlichen
Änderung in den Verhältnissen des Berechtigten zulässig,

wenn eine neue Überprüfung ergab, daß er nicht invalide

war° Diese Vorschrift entspricht somit in ihrem Grund—

gedanken in gewisser Hinsicht dem 9 86 Abs° 3 BVG° Das
BSG hat zur Begründung seiner Entscheidung ausgeführt, mit

5 1293 Abs° 2 RVO aF sollten Fehlentscheidungen, auch wenn

sie rechtskräftig seien, beseitigt werden können, weil das

Interesse aller Berechtigten an einer rechtmäßigen Renten—

gewährung über dem Interesse an der Rechtskraft des Be—

scheides stehe. Dieser Gesichtspunkt scheide aber aus,

wenn ein Versicherungsträger in einem Urteil zu einer Lei—

stung verurteilt werden ist, der Verwaltungsakt also ent—

gegcn seinem Willen erlassen werden mußte. Entsprechend

diesen Gesichtspunkten kann daher auch ein ohne ärztliche

Nachuntersuchung ergangener Umanerkennungsbescheid i„So

des @ 86 Abs° 3 BVG von der Versorgungsverwaltung nicht

mehr innerhalb der Frist von vier Jahren seit Inkrafttre-

ten des BVG am 1„ Oktober 1950 ohne Vorliegen einer wesent—

lichen Änderung der Verhältnisse i.S° des 5 62 BVG zurück-

genommen werden, wenn und soweit eine Verurteilung zur

Rentengewährung durch die rechtskräftige Entscheidung eines

Gerichts erfolgt ist° Im vorliegenden Falle kommt es somit

darauf an, ob der Beklagte durch das rechtskräftige Urteil

des OVA Landshut vom 14° Juli 1952 gehindert war, die Rente

des Klägers durch den angefochtenen Bescheid vom 15, Juli

1954 nach 5 86 Abs° 3 BVG zu entziehen, ohne daß eine we—
sentlichc Änderung der Verhältnisse i.S° des 5 62 BVG vor—
liegt°
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Nach @ 141 Abso 1 SGG binden rechtskräftige Urteile die

Beteiligten und ihre Rechtsnachfolger, soweit über den

Streitgegenstand entschieden werden ist° Hierbei kommt

auch einem vor dem Inkrafttreten des SGG ergangenen Ur—

teil die Rechtskraftwirkung des 5 141 SGG zu, da die

rechtskräftig gewordenen Entscheidungen der Oberversiehe—

rungsämter in einem geordneten, der heutigen Verfahrens—

rcgclung in der Sozialgerichtsbarkeit vergleichbaren Ver—

fahren erlassen werden sind° Die Rechtskraftwirkung eines

Urteils der früheren Spruchinstanzcn ist nach Inkrafttreten

des 5 141 Abs° 1 SCG scmit nicht anders zu beurteilen als

während des vor dem 1. Januar 1954 bestehenden Rechtszu—

standes (vgl° ESG 13, 181, 185)“ Die Bindung an rechts-

kräftige Urteile nach @ 141 Abs° 1 SGG entspricht der im

Zivilrrezcß getroffenen Regelung in £ 322 der Zivil—
prochordnung (ZIO), wie das BSG bereits in mehreren Ent—

scheidungen ausgesprecheh hat (BSG 9, 17, 19; 14, 99, 101)°

Hierbei deckt sich der Eegriff des Streitgegcnstandes 1.80

des @ 141 Abs„ 1 SGG mit dem des "erhobenen Anspruchs“ i.S°

des 5 322 ZPO; denn auch im sozialgerichtlichcn Verfahren

ist über die erhobenen Ansprüche zu entscheiden (5 123 SGG)°

Das hat zur Folge, daß im sozialgeriehtlichen Verfahren der

Umfang der Rechtskraft eines Urteils nicht anders als im

Zivilprozcß beurteilt werden kann, Entschiedcn ist aber

nur inseweit, als der in der Urteilsformel enthaltene Ge—

anke reicht° Deshalb ist die Feststellung der tatsächli—

chen und rechtlichen Voraussetzungen der Entscheidung nicht

der Rechtskraft fähig, so daß das Maß der Zuerkennung oder

ibcrkcnnung des geltend gemachten Anspruchs grundsätzlich

nur aus dem Urteilsausspruch entnommen werden kann° Dem

steht nicht entgegen, daß gegebenenfalls Gegenstand und

Umfang der Rechtskraft durch Auslegung aus dem ganzen Ur—

teil, also auch aus dem Tatbestand und aus den Gründen er—

mittelt werden müssen (Rosenberg, Lehrbuch des deutschen
Zivilyrochrechts, 8° Auf].° S° 754)° Jedenfalls sind die

-‘]2..
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Gründe eines Urteils für den Umfang seiner Rechtskraft
nur

bedeutsam, soweit sie von der Urteilsformel erfaßt werden

(vgl° BSGaa0)„

Bei Zugrundelegung dieser für den Umfang der Rechtskraft

maßgebenden Gesichtspunkte ergibt sich, daß das Urteil des
OVA Landshut vom 14, Juli 1952 keine rechtskräftige, die

Versorgungsverwaltung bindende Feststellung über die Höhe

der MdB des Klägers getroffen hat° Das OVA hat lediglich

über die Berufung des Klägers gegen die Béscheide des Ver-

sorgA Regensburg vom 7° Dezember 1950 und 13, März 1951

entschieden, mit der vom Kläger Rente nach einer höheren

MdB (40 V.H„) gegenüber der ihm in diesen Bescheiden zu—

gebilligten MdB um 30 V„H° begehrt werden ist" Der "Streit—

gegenstand" oder "erhobene Anspruch" in dem Berufungsver—

fahren vor dem OVA Landshut betraf demnach nur die Gewäh-

rung einer höheren Rente als sie dem Kläger bereits durch

den Umanerkennungsbescheid vom 13° März 1951 bewilligt wor—

den war° Daran ändert auch nichts der Umstand, daß das OVA

in den Entscheidungsgründen ausgeführt hat: "Übereinstim-

mend mit dem Gutachten hat daher die Kammer die MdB des

Klägers , soweit sie auf Kriegsfolgen zurückzuführen ist,

auf 30 V.H„ festgestellt", Darüber, ob dem Kläger damals
eine Rente nach einer MdB um 30 v,.H° zustand, hatte das OVA

überhaupt nicht zu befinden, da insoweit bereits der Um—

ancrkcnnungsbescheid vom 130 März 1951 verlag, in welchem

dem Kläger eine Rente nach dieser MdB bewilligt werden war()

Die Rechtskraft des Urteils des OVA erstreckt sich somit

nur darauf, daß dem Kläger eine höhere Rente nicht zustand°

Leg aber eine rechtskräftige Entscheidung eines Gerichts

über die Frage, ob die MdB des Klägers auf Grund der in dem

Umanerkennungsbescheid von 13° März 1951 anerkannten Schä—

digungsfolgcn 30 V.H. beträgt, nicht vor, so war der Beklag—

te durch das Urteil des OVA vom 14° Juli 1952 nicht gehin—

dert, in dem angefochtenen Bescheid vom 15, Juli 1954 die

Rente nach @ 86 Abs° 3 BVG zu entziehen°

_ 13 _
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Gegen die tatsächliche Feststellung in dem angefochte—

nen Urteil, daß die MdB seit Erlaß des angefochtenen

Bescheides von 15° Juli 1954 keinen rcntenberechtigen—
den Grad mehr erreicht, hat der Kläger mit der Revision

keine Verfehrensrügen erhoben° Diese Feststellung ist

daher nach 5 163 SGG für das BSG bindend, so daß das
angefochtene Urteil auch in dieser Hinsicht nicht zu

,
beenstenden ist° Die Revisicn des Klägers nußte daher
als unbegründet zurückgewiesen werdeno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG°
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